Staatsvertrag bringt Bewegung in Bodenreform-Streit

Potsdam/Leuenberg (MOZ) Jetzt ist es amtlich: Brandenburg ist zuständig für die Flächen, die es sich in den 90er-Jahren widerrechtlich angeeignet hat (siehe Infokasten). Ein Grund zur Freude? Interessengruppen, die Neusiedler-Erben vertreten, sagen Ja.
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Vier Jahre sind seit der Bodenreform-Affäre vergangen. Doch noch immer warten viele Erben darauf, vom Land entschädigt zu werden. In der vergangenen Woche nun ist ein Staatsvertrag zwischen Bund und Ländern verabschiedet worden, der Bewegung in die Angelegenheit bringt.

"Die Landesregierung hat jetzt die Möglichkeit, die Flächen, bei denen es sich zum Besserberechtigten ernannt hat, für eine Wiedergutmachung in einem Fonds bereitzustellen", erklärt Manfred Graf von Schwerin, Bundesvorsitzender der Aktionsgemeinschaft Recht und Eigentum (ARE), die sich aus zwölf Aktionsgruppen im ganzen Bundesgebiet zusammensetzt.

Wer zuständig ist für die Entschädigung der Erben, sei lange ein Problem gewesen. Das Land habe das Ganze stets auf den Bund geschoben und die Verantwortung von sich gewiesen, erörtert Graf von Schwerin. Dass es jetzt allein über die Flächen verfügen könne, sei für die 12000 Betroffenen in Brandenburg eine große Chance, endlich Rechtsfrieden zu finden.

Wie groß die Flächen genau sind, sei vom Land nie vollständig aufgedeckt worden. Das muss sich laut von Schwerin nun ändern. "Darüber hinaus muss die Landesregierung die Ermittlung der Erben offiziell akzeptieren und alles, was sie darüber bisher weiß, herausrücken."

In jedem Landkreis Brandenburgs gibt es Betroffene. Nicht alle sind daran interessiert, ihre Flächen wiederzubekommen. Helga Lampert aus Leuenberg (Märkisch-Oderland) ringt seit der Wende mit etlichen Instanzen um eine Entschädigung für ihr Elternhaus. Der Name ihres Vaters sei in den 90er-Jahren aus dem Grundbuch gelöscht worden, berichtet sie. Die 75-Jährige hat Dokumente in ihrem Besitz, die das beweisen. Die Meldung vom Abschluss des Staatsvertrags sei die erste positive Meldung zum Thema, die sie jemals gehört habe. "Ich verspreche mir, dass die Fehler jetzt berichtigt werden", sagt Helga Lampert.

Wie kam es zu besagtem Staatsvertrag? In einer zeitraubenden Prozedur haben Bund und Länder seit den 90er-Jahren versucht, die Aufteilung des Finanzvermögens der DDR zu klären. Es sei beim Staatsvertrag daher auch um die Frage gegangen, ob das ehemalige Bodenreformvermögen im Besitz der öffentlichen Hand dem Bund oder den Ländern zustehe, erklärt Thomas Vieweg, Sprecher des Finanzministeriums.

MOZ, 24.03.13
